Statement
von Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht Wolfgang Armbruster

zum Themenkomplex humanitäre Aufenthalte, Bleiberechtsregelungen, Asylverfahren, Illegalität

Der thematische Schwerpunkt bei diesem Themenkomplex soll insbesondere auf Fragestellungen 

zur Beschleunigung des Asylverfahrens, 

zur nichtstaatlichen und geschlechtsspezifischen Verfolgung, 

zur Feststellung von Abschiebungsverboten durch die ABH und Zusammenarbeit mit dem BAMF, 

zu Kettenduldungen und Bleiberechtsregelungen 

zur sozialen und rechtlichen Lage der Illegalen liegen.
Das Statement soll im Schwerpunkt auf eine Gesetzesfolgenabschätzung der Regelungen des Zuwanderungsgesetzes ausgerichtet sein. 

Aus Sicht der Verwaltungsgerichtsbarkeit beschäftige ich mich maßgeblich mit

· § 60a II AufenthG,
· § 25 AufenthG,
thematisch mit

den Aufenthaltserlaubnissen aus humanitären Gründen,
der Frage der sog. Kettenduldung und 
der Feststellung von Abschiebungsverboten durch die Ausländerbehörde und das BAMF
da diese Probleme in den gerichtlichen Verfahren den Schwerpunkt bilden.
A Vorbemerkung:

In der gerichtlichen Praxis liegen die Hauptprobleme bei den Aufenthaltserlaubnissen aus humanitären Gründen bei der Auslegung der Tatbestandsvoraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen nach § 25 AufenthG, wobei diese in unmittelbarem Zusammenhang mit den Tatbestandsvoraussetzungen für die Erteilung einer Duldung nach § 60a Abs. 2 AufenthG stehen.

Hinsichtlich § 25 Abs. 1 und 2 AufenthG ist allerdings vorab festzustellen, dass sich insoweit - soweit ersichtlich - in der praktischen Anwendung bei Gericht keine Probleme ergeben haben, da es sich für die die Ausländerbehörde um eine Muss-Entscheidung handelt und zudem hinsichtlich der Entscheidung des BAMF Bindungswirkung besteht.
B Aufenthaltserlaubnis im Falle zielstaatsbezogener Abschiebungsverbote nach § 25 Abs. 3 AufenthG
Nach § 25 Abs. 3 AufenthG soll einem Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn die Voraussetzungen von § 60 Abs. 2, 3, 5 oder 7 AufenthG vorliegen. 

Tatbestandsvoraussetzung ist also das Vorliegen von § 60 Abs. 2, 3, 5 oder 7 AufenthG und damit m. E. - entgegen vereinzelt gebliebener Stimmen in der Rechtsprechung - ganz eindeutig das Vorliegen sog. zielstaatsbezogener Abschiebungsverbote.
Liegen die Tatbestandsvoraussetzungen des § 25 Abs. 3 AufenthG vor, besteht ein Regelanspruch auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis.

Auch hier besteht hinsichtlich der Tatbestandsvoraussetzung nach § 42 AsylVfG Bindungswirkung der Ausländerbehörde an die positive aber auch an die negative Feststellung des BAMF.

Allerdings besteht die Bindungswirkung nur, wenn ein Asylverfahren durchlaufen wurde, ansonsten trifft die Ausländerbehörde die Feststellung selbst, wobei allerdings nach § 72 Abs. 2 AufenthG die Ausländerbehörde - beschränkt auf § 60 Abs. 7 AufenthG - zwingend das BAMF zu beteiligen hat. 

Zur Feststellung von Abschiebungsverboten durch die ABH und die Zusammenarbeit mit dem BAMF im Allgemeinen

bleibt aus der Sicht des Verwaltungsgerichts darauf hinzuweisen, dass m. E. § 72 Abs. 2 AufenthG, wonach die Ausländerbehörde über das Vorliegen eines zielstaatsbezogenen Abschiebungsverbots des § 60 Abs. 7 AufenthG (nur) nach vorheriger Beteiligung des BAMF entscheidet, einen guten Ansatz enthält, da die Ausländerbehörden - wie die Praxis deutlich macht - jedenfalls regelmäßig kaum Zugang zu Erkenntnismitteln zum Zielstaat des jeweiligen Ausländers haben und deshalb auch die Kenntnisse der Ausländerbehörden zum Vorliegen zielstaatsbezogener Abschiebungsverbote meist sehr beschränkt sind.

Dieser Ansatz sollte allerdings m. E. auf alle zielstaatsbezogenen Abschiebungsverbote des § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG ausgedehnt werden und zudem sollte für die Ausländerbehörden die Möglichkeit eines eigenen Zugangs zu diesen Erkenntnismitteln beispielsweise in der Form eines Zugangs zu ASYLIS des BAMF geschaffen werden.
Denn in der Praxis ergeben sich hier öfter Probleme dahingehend, dass die Ausländerbehörden mangels Anschluss an die Datenbank ASYLIS des BAMF nicht in der Lage sind selbst eigene Recherchen zu den Umständen im Zielstaat vorzunehmen. 

In rechtlicher Hinsicht stellt sich als Hauptproblem im Anwendungsbereich des § 25 Abs. 3 AufenthG in der Praxis der Fall, dass das BAMF hinsichtlich einer positiven Entscheidung nach § 60 Abs. 2, 3, 5 oder 7 AufenthG ein Widerrufsverfahren eingeleitet oder schon eine Widerrufsentscheidung getroffen hat. 

Insoweit ist die (m. E. schon aus dogmatischen Gründen) nicht ganz unproblematische Entscheidung des BVerwG zum Soll-Charakter der Vorschrift für die Praxis nur wenig hilfreich.

Zwar scheint es auf den ersten Blick für die Ausländerbehörden günstig, dass bei einem o.g. Sachverhalt ein Ausnahmefall zu bejahen ist, jedoch ist die Ausländerbehörde, wie sich in der Praxis ergeben hat, weder in der Lage die vom BVerwG geforderte Prognoseentscheidung zu treffen (z. B. wenn insoweit schon ein gerichtliches Verfahren anhängig ist) noch vermögen die Ausländerbehörden meist die notwendigen Ermessenserwägungen fehlerfrei zu treffen.

Zur praxisgerechten Lösung des Problems könnte sich hier eine gesetzliche Regelung anbieten, die zwar von einer Bindungswirkung der Ausländerbehörden bis zur Rechtskraft der Widerrufsentscheidung des BAMF ausgeht, jedoch mit einer in der Regel auf ½ Jahr zu erteilenden (und/oder einer bedingten) Aufenthaltserlaubnis arbeitet.

C Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG für vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesgebiet aus dringenden humanitäre Gründen oder persönlichen Gründen oder erheblichen öffentlichen Interessen 

Hier hat sich in der Praxis das Problem ergeben, ob die Vorschrift auch auf vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer anwendbar ist.

Da die - soweit ersichtlich - einhellige Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte der Auffassung ist, dass § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG auch auf vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer anwendbar ist und damit den Vorläufigen Anwendungshinweisen des Bundesinnenministeriums vom 22.12.2004 unter 25.4.1.1 widerspricht, wäre es dringend anzuraten im Gesetz eine eindeutige Regelung zu treffen.

Dabei sollte dann aber auch berücksichtigt werden, dass weder Wortlaut, Systematik noch Entstehungsgeschichte auf eine solche Beschränkung wie sie die VAH annehmen hindeuten und ansonsten auch wegen des Wegfalls der Ermessensduldung in § 60a AufenthG eine Gesetzeslücke entstehen würde.
Angebracht wäre es eventuell auch Beispielsfälle in die Vorschrift aufzunehmen und im Fall der Schul- oder Berufsausbildung den Zeitraum des Abschlusses aufzunehmen etwa dergestalt, dass in überschaubarer Zukunft mit einem Abschluss der Ausbildung zu rechnen ist.

Da die Regelung des § 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG nach einhelliger Auffassung eine eigenständige von § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG unabhängige Anspruchsgrundlage zur Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis ist, wäre es zur Klarstellung angebracht, diese in einem eigenen Absatz zu regeln.
D Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG bei Unmöglichkeit der Ausreise
In der Praxis hat sich gezeigt, dass § 25 Abs. 5 AufenthG die meisten Auslegungsprobleme aufwirft und deshalb hier ein erhöhter Bedarf besteht, dass der Gesetzgeber seine Intentionen durch eine Änderung des Wortlauts klar zum Ausdruck bringt.

Zwar sollte § 25 Abs. 5 AufenthG nach allgemeiner Auffassung in der politischen Debatte, dazu führen, dass die sog. Kettenduldungen abgeschafft oder zumindest erheblich reduziert werden, jedoch kann eine solche Absicht dem Wortlaut des § 25 Abs. 5 AufenthG nicht entnommen werden und zeigt auch die nachträgliche Wiedereinführung der Duldung in § 60a AufenthG, dass dieses Rechtsinstitut weiterhin im Gesetz verankert bleiben sollte.

Dabei ist bei der Auslegung des § 25 Abs. 5 AufenthG immer auch die Vorschrift des § 60a Abs. 2 AufenthG in den Blick zu nehmen, da in beiden Vorschriften die Unmöglichkeit der Ausreise bzw. Abschiebung als Tatbestandsvoraussetzung geregelt ist.

Insoweit ist zunächst ein Blick auf die Struktur beider Vorschriften zu nehmen, wobei zu beachten ist, dass bei § 60a Abs. 2 AufenthG von der Unmöglichkeit der Abschiebung und bei § 25 Abs. 5 AufenthG von der Unmöglichkeit der Ausreise die Rede ist. 

[image: image1.png]§ 60a Il AufenthG
rechtliche Unméglichkeit tatsachliche Unméglichkeit
der Abschiebung der Abschiebung
zielstaatsbezogene| | inlandsbezogene
Abschiebungsverbote Abschiebungsverbote
X
§2500 Y §25V
AufenthG | AufenthG

rechtliche Unmdglichkeit |tatsachliche Unméglichkeit
der Ausreise der Ausreise
landsbezogene
Griinde





Vorab ist zu beachten, dass sich die rechtlichen Unmöglichkeitsgründe aufgliedern in 

· sog. zielstaatsbezogene Umstände und 

· sog. inlandsbezogene Vollstreckungshindernisse.
Nach wohl überwiegender Rechtsprechung bildet § 25 Abs. 3 AufenthG gegenüber § 25 Abs. 5 AufenthG deshalb auch insoweit die Spezialvorschrift, die § 25 Abs. 5 AufenthG im Bereich der sog. zielstaatsbezogenen Abschiebungsverbote vorgeht.

Folge davon ist, dass § 25 Abs. 3 AufenthG abschließend die Ausreisehindernisse erfasst, die mit zielstaatsbezogenen Umständen begründet werden.

Da danach die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis wegen sog. zielstaatsbezogener Umstände in den § 25 Abs. 1 bis Abs. 3 AufenthG abschließend geregelt ist, können diese bei § 25 Abs. 5 AufenthG nicht (mehr) berücksichtigt werden und kommt bei § 25 Abs. 5 AufenthG nur die Berücksichtigung sog. inlandsbezogener Vollstreckungshindernisse in Betracht. 

Da allerdings schon dies in der Rechtsprechung nicht ganz unstreitig ist, wäre m. E. eine Klarstellung durch den Gesetzgeber wünschenswert.

Das wohl umstrittenste Problem ist das Tatbestandsmerkmal der Unmöglichkeit der Ausreise und in diesem Zusammenhang die Frage, ob es hierbei auch auf die Zumutbarkeit der Ausreise ankommt.
Nach wohl einhelliger Auffassung der Gerichte, genügt hierfür die Unmöglichkeit der Abschiebung allein nicht, vielmehr muss darüber hinaus auch die freiwillige Ausreise unmöglich sein.

M. E. ist dann allerdings zu trennen zwischen der rechtlichen Unmöglichkeit der Ausreise und der tatsächlichen Unmöglichkeit der Ausreise, wobei dies in den bisher ergangen gerichtlichen Entscheidung allerdings so kaum nachvollziehbar dargelegt wird.

Hierzu bleibt vorab noch darauf hinzuweisen, dass m. E. der Begriff der rechtlichen Unmöglichkeit der Ausreise jedenfalls nicht so verstanden werden darf als zu prüfen wäre, ob dem Ausländer ein Ausreiseverbot entgegensteht.

Maßgebend für die Erfüllung des Tatbestandes ist vielmehr das Vorliegen sog. inlandsbezogener Vollstreckungshindernisse in der Form rechtlicher Abschiebungshindernisse.

Insoweit nämlich ein sog. inlandsbezogenes Vollstreckungshindernis aufgrund eines rechtlichen Abschiebungshindernisses besteht, insbesondere aus dem Schutz von Ehe und Familie nach Art. 6 GG und/oder Art. 8 EMRK bzw. bei Reiseunfähigkeit aufgrund krankheitsbedingter Umstände oder wegen Suizidgefahr, liegt m. E. ohne dass weitere Umstände zu prüfen wären eine Unmöglichkeit der Ausreise vor (so wohl im Ergebnis auch große Teile der Rechtsprechung), denn

1. kann m. E. kein Unterschied zur rechtlichen Unmöglichkeit wegen eines sog. zielstaatsbezogenen Abschiebungsverbots i.S.d. § 25 Abs. 3 AufenthG bestehen und wäre es
2. aus verfassungsrechtlichen Gründen problematisch von jemandem, dem ein rechtliches sog. inlandsbezogenes Vollstreckungshindernis zur Seite steht, zu verlangen, dass er trotzdem ausreist.

3. würde im Übrigen eine andere Auffassung auch dazu führen, dass bei § 25 Abs. 3 und § 25 Abs. 5 AufenthG trotz gleicher Interessenlage unterschiedliche Voraussetzungen bestünden.

Einerseits kommt es nach dieser Auffassung bei Vorliegen eines sog. inlandsbezogenes Vollstreckungshindernisses auf eine Zumutbarkeit der Ausreise nicht (mehr) an, jedoch ist andererseits zu betonen, dass allein das Kriterium der Zumutbarkeit keine rechtliche Unmöglichkeit der Ausreise zu begründen vermag.

Um die Unklarheiten der Tatbestandsvoraussetzungen des § 25 Abs. 5 AufenthG zu beseitigen, sollt m. E. überlegt werden für den Tatbestand der rechtlichen Unmöglichkeit der Ausreise und der tatsächlichen Unmöglichkeit der Ausreise zwei unterschiedliche Absätze mit unterschiedlichen Voraussetzungen zu schaffen, wobei im Bereich der Ausreise wegen Unmöglichkeit aus rechtlichen Gründen Situationen des Vertretenmüssens bzw. des Verschuldens kaum vorstellbar sein dürften.

Handelt es sich dagegen um den Tatbestand der tatsächlichen Unmöglichkeit der Ausreise beispielsweise wegen Fehlen eines aufnahmebereiten Staates oder wegen Nichtbesitz eines Passes, so kommt es m. E. allein darauf an, ob die Ausreise objektiv unmöglich ist (so auch weite Teile der Rechtsprechung), sodass allein die objektive Möglichkeit zu prüfen ist, ob der Ausländer in den Heimatstaat zurückkehren kann, hingegen spielen Fragen der Zumutbarkeit der Rückkehr hier keine Rolle insbesondere findet keine eigenständige Verhältnismäßigkeitsprüfung statt.

Auch insoweit wäre allerdings eine Klarstellung dessen was der Gesetzgeber mit dem Tatbestandsmerkmal tatsächliche Unmöglichkeit der Ausreise inhaltlich gewollt hat in einem eigenen Absatz zu § 25 AufenthG angebracht insbesondere sollte die Regelung zur Frage der Zumutbarkeit der Ausreise eine klare Aussage treffen.

E Zum Sonderfall der rechtlichen Unmöglichkeit der Ausreise wegen Integration bzw. Verwurzelung des Ausländers im Bundesgebiet aufgrund des Begriffs Privatleben in Art. 8 EMRK.

M. E. ist diese in der nationalen Rechtsprechung zwischenzeitlich sehr streitige Frage einer gesetzlichen Regelung nicht zugänglich, da sie von einer Auslegung des Art. 8 EMRK insbesondere von dessen Schutzbereich und Grenzen nach Art. 8 Abs. 2 EMRK abhängt und deshalb letztlich durch die Rechtsprechung des EGMR geklärt werden muss bzw. werden wird.
Allerdings ist insoweit darauf hinzuweisen, dass schon nach der derzeitigen Rechtslage durchaus die Möglichkeit besteht dieses Problem dadurch zu entschärfen, dass über die Ermächtigung für die obersten Landesbehörden zum Erlass einer sog. (generellen) Bleiberechtsregelung nach § 23 Abs. 1 AufenthG die Möglichkeit besteht gerade die Fälle sich im Bundesgebiet langaufhältiger Ausländer durch den Erlass konkreter Regelungen für die Gewährung eines Bleiberechts zu regeln.
M. E. spricht nämlich sehr viel dafür, dass die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung, die unmittelbar aus dem in Art. 8 Abs. 1 EMRK gewährleisteten Recht auf Achtung des Privatlebens ein inlandsbezogenes rechtliches Ausreisehindernis bzw. Abschiebungsverbot gegenüber langjährig im Bundesgebiet lebenden Ausländern insbesondere im Bundesgebiet geborenen bzw. aufgewachsenen Kindern bejaht, wenn der Ausländer zwar bisher kein Bleiberecht innehatte, aber in gewissem Umfang in der Bundesrepublik Deutschland integriert bzw. in die Lebensverhältnisse im Bundesgebiet verwurzelt ist, gerade auf dem Unbehagen beruht, dass diese Fälle bisher keiner Lösung über eine sog. Altfallregelung zugeführt worden sind.
F Der Soll-Anspruch nach 18 Monaten Aussetzung der Abschiebung i.S.d. § 25 Abs. 5 Satz 2 AufenthG ist nach einhelliger Auffassung der Gerichte vom Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 1 abhängig, sodass insoweit kein Handlungsbedarf besteht.

Fazit:

Da zahlreiche Tatbestandsvoraussetzungen der Absätze 3, 4 und 5 des § 25 AufenthG erhebliche Auslegungsfragen aufwerfen und die bisher hierzu ergangene Rechtsprechung sehr uneinheitlich ist, besteht m. E. Handlungsbedarf des Gesetzgebers dahingehend die einzelnen Tatbestände so zu fassen, dass sein Wille deutlich genug zum Ausdruck kommt insbesondere, ob muss die Regelung so gefasst werden, dass klar ist, ob - entsprechend der bisherigen wohl überwiegenden Rechtsprechung - eine eher restriktive Anwendung gewollt ist oder ob es tatsächlich Ziel der Regelung ist, die Duldung insbesondere in der Form der sog. Kettenduldung soweit als möglich zurückzudrängen. 

Dabei sollte allerdings auch nicht unberücksichtigt bleiben, dass das AufenthG im Bereich des humanitären Aufenthaltsstatus nicht nur § 25 AufenthG als Regelung enthält, sondern in diesem Bereich Probleme auch über die Ermächtigung für die obersten Landesbehörden zum Erlass einer sog. (generellen) Bleiberechtsregelung nach § 23 Abs. 1 AufenthG und letztlich auch über die Aufenthaltsgewährung in Härtefällen nach § 23a AufenthG gelöst werden könnten.
gez.
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